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Warenreparaturrichtlinie-Umsetzungsgesetz (WaRUG)
Hintergrund & Unionsrechtliche Grundlage:
Das WaRUG dient der Umsetzung der EU-Richtlinie (EU) 2024/1799 zur Förderung der Reparatur von Waren in österreichisches Recht. Es wurde gemeinsam mit dem Verbraucherrechte-Änderungsgesetz 2026 (VerbRÄG 2026) im Bundesrat beschlossen; der parlamentarische Prozess ist damit abgeschlossen. Die Änderungen erfolgen weitgehend im KSchG (Konsumentenschutzgesetz) und im VGG (Verbrauchergewährleistungsgesetz) [1].
Wesentliche Regelungsinhalte:
1. Verlängerung der Gewährleistungsfrist: Wird ein Produkt innerhalb der laufenden Gewährleistungsfrist im Wege der Gewährleistung verbessert (repariert), verlängert sich die Gewährleistungsfrist einmalig um ein Jahr – auf grundsätzlich maximal drei Jahre. Für gebrauchte Waren, bei denen die Gewährleistungsfrist wirksam verkürzt wurde, gelten abweichende Regelungen [1].
2. Recht auf Reparatur ("Right to Repair"): Das Recht auf Reparatur gilt nur für bestimmte Produktgruppen und richtet sich grundsätzlich an den Hersteller. Es greift außerhalb der gesetzlichen Gewährleistung, also insbesondere nach Ablauf der Gewährleistungsfrist oder wenn kein Gewährleistungsfall vorliegt [1].
3. Europäisches Formular für Reparaturinformationen: Die Warenreparaturrichtlinie RL 20244/1799) sieht in Art. 4 ein einheitliches Europäisches Formular für Reparaturinformationen vor. Ziel ist es, durch standardisierte Informationen das grenzüberschreitende Anbieten von Reparaturdienstleistungen zu erleichtern und Verbrauchern einen einfachen Angebotsvergleich zu ermöglichen. Das Formular soll nicht nur vom Hersteller, sondern auch von anderen Reparaturbetrieben (wie Verkäufer oder unabhängige Reparaturbetriebe) freiwillig bereitgestellt oder über eine Online-Reparaturplattform angefordert werden können.
Die Verknüpfung mit einer verbindlichen Bindungswirkung ist ein zentrales Element: Der Reparaturbetrieb ist an die im Formular angegebenen Bedingungen mindestens 30 Tage ab Zurverfügungstellung gebunden und verpflichtet, zu diesen Bedingungen einen Reparaturvertrag abzuschließen, wenn der Verbraucher die Bedingungen innerhalb dieser Frist akzeptiert.
Inkrafttreten:
Das Inkrafttreten des WaRUG wurde durch einen Abänderungsantrag im parlamentarischen Verfahren auf den 1. Oktober 2026 verschoben. 
Zusammenhang mit dem VerbRÄG 2026:
Parallel zum WaRUG wurde das Verbraucherrechte-Änderungsgesetz 2026 (VerbRÄG 2026) beschlossen, das die Richtlinie (EU) 2024/825 umsetzt und u.a. erweiterte Informationspflichten für Unternehmen (z.B. verpflichtende Hinweise zur gesetzlichen Gewährleistung und zur Haltbarkeitsgarantie des Herstellers mittels harmonisierter Labels) sowie einen verpflichtenden Widerrufsbutton für Online-Fernabsatzverträge einführt (Inkrafttreten: 1. Oktober 2026 bzw. 27. September 2026 für die Hinweispflichten) [2][1].
· [1] WaRUG und VerbRÄG bringen neue Vorgaben zu ...
· [2] WaRUG, Right to Repair und Rücktrittsbutton
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